
Sehr geehrte Damen und Herren,

Gesellschafter, die zu mindestens 1 % am Kapital einer in- oder ausländischen Kapitalgesell-
schaft beteiligt sind, müssen insbesondere beim Wegzug aus Deutschland und bei Schenkung 
der betreffenden Anteile an im Ausland ansässige Personen die Vorschrift des § 6 AStG im 
Auge behalten. Die dort geregelte sogenannte Wegzugsbesteuerung kann zu einer Besteue-
rung der stillen Reserven in den Anteilen führen, obwohl gar keine Veräußerung stattfindet. 
Mangels Zufluss eines Veräußerungserlöses liegt in Abhängigkeit vom Verkehrswert der Antei-
le gegebenenfalls eine erhebliche Liquiditätsbelastung vor.

Im EU-/EWR-Bereich hat die Wegzugsbesteuerung allerdings ihre Schrecken verloren. Unter 
bestimmten Voraussetzungen wird die Steuer auf den fiktiven Veräußerungsgewinn zwar fest-
gesetzt, aber zinslos und ohne Sicherheitsleistungen gestundet. Da die Schweiz weder Mit-
gliedstaat der EU, noch ein Staat des EWR ist, kam diese Regelung im Verhältnis zur Schweiz 
nicht zur Anwendung. Mit Urteil vom 26.02.2019, C-581/17 in der Rs. Wächtler hat der EuGH 
nun aber entschieden, dass bei einem Wegzug in die Schweiz die Wegzugsteuer doch gestun-
det werden kann. Dies ergibt sich aus der Schutzwirkung des Freizügigkeitsabkommens (FZA) 
zwischen der EU und der Schweiz, welche mit den europarechtlichen Grundfreiheiten ver-
gleichbar ist.

Der Teufel steckt wie immer im Detail und somit kann keine vollständige Entwarnung gegeben 
werden. Anfang 2018 kam der EuGH in einer Entscheidung im Kontext Frankreich - Schweiz 
(Urteil vom 15.03.2018, C-355/16, Rs. Picart) zum dem Ergebnis, dass der persönliche Anwen-
dungsbereich des FZA nicht eröffnet war, weil der Steuerpflichtige nicht die Begriffsdefinition 
eines Selbständigen erfüllte. Ungeklärt sind beispielsweise auch die Auswirkungen, wenn An-
teile aus lange zurückliegenden Umwandlungen betroffen sind („alteinbringungsgeborene An-
teile“). Außerdem kann in Schweiz-Fällen wohl eine Sicherheit gefordert werden und natürlich 
kommt die Wegzugsbesteuerung bei Drittstaaten grundsätzlich nach wie vor zur Anwendung.

Sehr erfreulich ist der Umstand, dass die Diskussion, die zeitlich unbegrenzte EU-/EWR-Stun-
dung durch auf fünf Jahre begrenzte Teilzahlungen zu ersetzen, nun beendet sein dürfte. Mit 
Blick auf die jüngere Rechtsprechung des BFH wurde eine solche Möglichkeit für den deut-
schen Gesetzgeber gesehen. Der EuGH hat nun aber eine gestreckte Zahlung als nicht ausrei-
chend beurteilt und eine Stundung bis zur tatsächlichen Veräußerung gefordert.

Hoffnung kommt auch für Wegzugsfälle in das Vereinigte Königsreich nach dem Brexit auf. 
Während bei bereits erfolgtem Wegzug ohnehin grundsätzlich Entwarnung gegeben wurde, ist 
künftig möglicherweise eine Stundung möglich, wenn nach dem Brexit ein Abkommen, welches 
mit dem FZA vergleichbar ist, geschlossen wird.

Mit Spannung darf die Reaktion des deutschen Gesetzgebers erwartet werden. Jedenfalls müs-
sen natürlich schon jetzt Bescheide in anhängigen Verfahren offen gehalten werden. Auch in 
Fällen eines bereits erfolgten Wegzugs können noch verfahrensrechtliche Möglichkeiten beste-
hen, das EuGH-Urteil zur Anwendung zu bringen.

Sprechen Sie uns gerne an.

Mit freundlichen Grüßen

Prof. Dr. René Schäfer
Geschäftsführender Gesellschafter bei DORNBACH
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Grundstücksüberlassung 
für ökologische Zwecke

Die Errichtung einer Windenergiean-
lage stellt einen Eingriff in die Natur 
dar. Dieser muss an anderer Stelle 
wieder ausgeglichen werden.

In einem vom Bundesfinanzhof (BFH, 
Urt. v. 20.07.2018, IX R 3/18, BFH/
NV 2018, S. 1266) entschiedenen 
Fall schloss eine GmbH für diese 
Zwecke einen Nutzungsvertrag über 
Ausgleichsflächen mit einem Grund-
stückseigentümer. Hierfür schuldete 
sie dem Eigentümer insgesamt 
70.000 € in zwei Raten. Die erste 
Rate (35.000 €) zahlte sie 2012. Der 
Grundstückseigentümer war der Auf-
fassung, dass die erhaltene Rate als 

Vorauszahlung auf einen Zeitraum 
von 25 Jahren zu verteilen sei.

Der Bundesfinanzhof lehnte dies ab. 
Die erhaltene Zahlung war als steuer-
bare Einnahme aus Vermietung und 
Verpachtung komplett im Jahr 2012 
zu erfassen. Zwar kann ein Steuer-
pflichtiger in bestimmten Fällen Ein-
nahmen, die auf einer Nutzungs-
überlassung von mehr als fünf 
Jahren beruhen, gleichmäßig auf 
diesen Zeitraum verteilen (§ 11 Abs. 
1 Satz 3 EStG). Die Vertragsparteien 
hatten vorliegend jedoch keine be-
stimmte Vertragslaufzeit festgelegt. 
Der Bundesfinanzhof konnte auch 
offen lassen, ob es ausreichend ge-
wesen wäre, wenn der Zeitraum der 
Nutzungsüberlassung anhand sons-

tiger objektiver Umstände bestimm-
bar gewesen wäre, da solche nicht 
vorlagen.

Kein Buchwertansatz bei 
Abwärtsverschmelzung mit 
ausländischer Anteilseignerin

Wird eine Mutterkapitalgesellschaft 
(Mutter) auf ihre Tochterkapitalge-
sellschaft (Tochter) verschmolzen 
(sog. Abwärtsverschmelzung oder 
downstream-merger), geht die Betei-
ligung der Mutter an der Tochter auf 
die Anteilseigner der Mutter über. In 
der steuerlichen Schlussbilanz der 
Mutter darf die Beteiligung an der 
Tochter nur dann mit dem Buchwert 
angesetzt werden, wenn die stillen 

Termine April 2019 Bitte beachten Sie die folgenden Termine, zu denen die Steuern 
und Sozialabgaben fällig werden:

1       �Umsatzsteuervoranmeldungen und 
Lohnsteueranmeldungen müssen 
grundsätzlich bis zum 10. des dem 
Anmeldungszeitraum folgenden Mo- 
nats (auf elektronischem Weg) ab-
gegeben werden. Fällt der 10. auf 
einen Samstag, Sonntag oder Fei-
ertag, ist der nächste Werktag der 
Stichtag. Bei einer Säumnis der 
Zahlung bis zu drei Tagen werden 
keine Säumniszuschläge erhoben. 
Eine Überweisung muss so frühzei-
tig erfolgen, dass die Wertstellung 
auf dem Konto des Finanzamts am 
Tag der Fälligkeit erfolgt.

2       �Bei Zahlung durch Scheck ist zu be- 
achten, dass die Zahlung erst drei 
Tage nach Eingang des Schecks 

beim Finanzamt als erfolgt gilt. Es 
sollte stattdessen eine Einzugser-
mächtigung erteilt werden.

3   	 Für den abgelaufenen Monat, bei 
Vierteljahreszahlern für das abge-
laufene Kalendervierteljahr.

4       �Für den abgelaufenen Monat, bei 
Dauerfristverlängerung für den vor-
letzten Monat, bei Vierteljahreszah-
lern (mit Dauerfristverlängerung) für 
das abgelaufene Kalendervierteljahr.

5       �Die Sozialversicherungsbeiträge 
sind einheitlich am drittletzten Bank-
arbeitstag des laufenden Monats  
fällig. Um Säumniszuschläge zu ver-
meiden, empfiehlt sich das Last- 

schriftverfahren. Bei allen Kranken-
kassen gilt ein einheitlicher Abgabe-
termin für die Beitragsnachweise. 
Diese müssen der jeweiligen Ein-
zugsstelle bis spätestens zwei Ar-
beitstage vor Fälligkeit (d. h. am 
24.04.2019, 0 Uhr) vorliegen. Regio-
nale Besonderheiten bzgl. der Fäl-
ligkeiten sind ggf. zu beachten. Wird 
die Lohnbuchführung durch extern 
Beauftragte erledigt, sollten die 
Lohn- und Gehaltsdaten etwa zehn 
Tage vor dem Fälligkeitstermin an 
den Beauftragten übermittelt wer-
den. Dies gilt insbesondere, wenn 
die Fälligkeit auf einen Montag oder 
auf einen Tag nach Feiertagen fällt.

Steuerart Fälligkeit Ende der Schonfrist bei Zahlung durch
Überweisung1  Scheck2

Lohnsteuer, Kirchensteuer,
Solidaritätszuschlag3

10.04.2019 15.04.2019 05.04.2019

Umsatzsteuer4 10.04.2019 15.04.2019 05.04.2019
Kapitalertragsteuer,	
Solidaritätszuschlag

Die Kapitalertragsteuer sowie der darauf entfallende Solidaritätszuschlag sind 
zeitgleich mit einer erfolgten Gewinnausschüttung an den Anteilseigner an das 
zuständige Finanzamt abzuführen.

Sozialversicherung5 26.04.2019 entfällt entfällt

Diese Informationen und weitere Beiträge finden Sie auf unserer Website.
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Reserven auch bei den neuen An-
teilseignern dem deutschen Besteu-
erungsrecht unterliegen.

Diese Voraussetzung ist regelmäßig 
nicht erfüllt, wenn die Anteile auf 
ausländische Anteilseigner der Mut-
ter übergehen, da die Veräußerung 
von Anteilen an Kapitalgesellschaf-
ten – von Ausnahmen abgesehen – 
im Ansässigkeitsstaat des Anteils-
eigners zu versteuern ist. Unterliegen 
die Anteile an der Tochter nach der 
Abwärtsverschmelzung nicht mehr 
dem deutschen Besteuerungsrecht, 
sind diese in der steuerlichen 
Schlussbilanz der Mutter mit dem 
gemeinen Wert anzusetzen. Dies 
führt zu einem Auflösungsgewinn bei 
der Mutter, der allerdings nur zu 5 % 
(nicht abziehbare Betriebsausgabe) 
der Körperschaftsteuer unterliegt 
(BFH, Urt. v. 30.05.2018, I R 31/16, 
BFH/NV 2019, S. 81).

Fehlende Steuerbescheini- 
gung über die Ausschüttung 
aus der Kapitalrücklage 
führt zur Verwendungs-
festschreibung auf 0 €

Schüttet eine Kapitalgesellschaft Be-
träge aus dem steuerlichen Einlage-
konto aus, muss sie keine Kapitaler-
tragsteuer einbehalten und an das 
Finanzamt abführen. Die Gesellschaft 
muss die Ausschüttung aus dem 
steuerlichen Einlagekonto nach amt-
lichem Muster dem Anteilseigner be-
scheinigen. Liegt diese Steuerbe-
scheinigung nicht bis zum Tag der 
Bekanntgabe der erstmaligen Fest-
stellung des steuerlichen Einlage-
kontos zum Schluss des Wirtschafts-
jahrs, in dem die Ausschüttung er- 
folgt ist, vor, gilt der Betrag der Einla-
genrückgewähr als mit 0 € bescheinigt.

Die Ausschüttung ist in der Folge 
steuerpflichtig, da sie als nicht aus 
dem steuerlichen Einlagekonto erfolgt 
gilt. Eine Korrektur ist ausgeschlos-
sen. Diese gesetzlich angeordneten 
Rechtsfolgen sind verfassungsge-
mäß (BFH, Beschl. v. 11.07.2018, I R 
30/16, BFH/NV 2019, S. 171).

Rangrücktritt führt  
nicht zwingend zum  
Passivierungsverbot

Eine von der Alleingesellschafterin 
gegenüber einer GmbH abgegebene 
Rangrücktrittserklärung, wonach die 
Tilgung eines Darlehns auch aus 
dem freien Vermögen erfolgen kann, 
führt nicht zu einem Passivierungs-
verbot (§ 5 Abs. 2a EStG).

Die Alleingesellschafterin einer GmbH 
erklärte zur Abwendung der Über-
schuldung, mit ihren Forderungen 
hinter die Forderungen aller anderen 
gegenwärtigen und zukünftigen Gläu-
biger in der Weise zurückzutreten, 
dass die Forderungen nur aus sonst 
entstehenden Jahresüberschüssen, 
einem Liquidationsüberschuss oder 
aus einem die sonstigen Verbindlich-
keiten der Gesellschaft übersteigen-
den freien Vermögen zu bedienen 
seien. Das Finanzamt vertrat jedoch 
die Auffassung, dass nicht mit der 
Rückzahlung zu rechnen sei und lös-
te die bestehenden Verbindlichkei-
ten abzüglich des freien Vermögens 
gewinnerhöhend auf.

Dem widersprach das Finanzgericht 
Münster (FG Münster, Urt. v. 13.09. 
2018, 10 K 504/15, (Rev. eingel., Az. 
BFH: XI R 32/18), EFG 2018, S. 2010). 
Die Verbindlichkeiten seien in voller 
Höhe zu passiveren, da der erklärte 
Rangrücktritt nicht die wirtschaftliche 
Belastung der Gesellschaft entfallen 
lasse. Dies liege darin begründet, 
dass die Forderungen der Alleinge-
sellschafterin u. a. auch aus dem 
freien Vermögen zu bedienen seien. 
Dass die Gesellschaft aufgrund ei-
ner fehlenden operativen Geschäfts-
tätigkeit aus der Sicht des Bilanz-
stichtags nicht in der Lage sein 
werde, freies Vermögen zu schaffen 
und eine tatsächliche Belastung des 
Schuldnervermögens nicht eintrete, 
da nach dem Rangrücktritt sukzessive 
Forderungsverzichte erklärt werden, 
ändere daran nichts.

Der Bundesfinanzhof muss abschlie-
ßend entscheiden.

Entschädigungszahlungen 
für Aufhebung eines  
Vertriebsvertrags sind  
sofort abzugsfähige  
Betriebsausgaben

Die A-KG hatte 1998 mit der X einen 
exklusiven Vertriebsvertrag im Be-
reich der Telekommunikation ge-
schlossen, der erstmals zum 31. De-
zember 2008 gekündigt werden 
konnte. Nachdem die A-KG festge-
stellt hatte, dass der Vertrag für sie 
wirtschaftlich nachteilig war, schloss 
sie 2001 mit der X einen Auflösungs-
vertrag und zahlte ihr hierfür eine 
Entschädigung, die sie als sofort ab-
zugsfähige Betriebsausgabe behan-
delte. Das Finanzamt meinte, der 
gezahlte Betrag sei als immaterielles 
Wirtschaftsgut zu aktivieren und auf 
die Laufzeit des ursprünglichen Ver-
trags bis zum 31. Dezember 2008 
abzuschreiben.

Der Bundesfinanzhof (BFH, Urt. v. 
06.09.2018, IV R 26/16, BFH/NV 
2018, S. 1260) ließ den sofortigen 
Betriebsausgabenabzug zu. Die A-KG 
hatte die Zahlung nur geleistet, um 
den für sie ungünstigen Vertrag mit 
der X aufzuheben. Aufwendungen 
zur Verbesserung der eigenen Ge-
winnchancen sind aber, da es am 
Erwerb eines (fremden) Geschäfts-
werts fehlt, nicht aktivierungspflichtig. 
Ein aktiver Rechnungsabgrenzungs-
posten lag auch nicht vor, weil er 
eine zeitraumbezogene künftige Ge-
genleistung der X vorausgesetzt hätte 
(§ 5 Abs. 5 EStG). Die X hatte nach 
dem Auflösungsvertrag aber keine 
Gegenleistung mehr zu erbringen.

Voraussetzungen für die 
Abzinsung von Verbind-
lichkeiten

Bilanzierende Unternehmer haben die 
in der Bilanz auszuweisenden Wirt-
schaftsgüter zu bewerten. Unver-
zinsliche Verbindlichkeiten mit einer 
Laufzeit von mindestens einem Jahr 
sind mit einem Zinssatz von 5,5 % 
abzuzinsen (§ 6 Abs. 1 Nr. 3 EStG).
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In einem vom Bundesfinanzhof 
(BFH, Urt. v. 18.09.2018, XI R 30/16, 
BFH/NV 2019, S. 69) entschiedenen 
Fall war die Frage zu klären, ob ein 
verzinsliches oder unverzinsliches 
Darlehn vorlag. Die ursprünglichen 
Vertragsbedingungen sahen grund-
sätzlich eine Verzinslichkeit vor. Die-
se war jedoch abhängig von Dividen-
denzahlungen aus Aktien, deren 
Kauf Anfang 2010 mit einem Darlehn 
finanziert worden war. Da die Divi-
dendenzahlungen ausblieben, wur-
den die Vertragsbedingungen des 
Darlehns in Bezug auf die Verzin-
sung noch im November 2010 geän-
dert und mit Wirkung ab Januar 2011 
eine Mindestverzinsung festgelegt.

Das Finanzamt nahm zum 31. De-
zember 2010 eine Abzinsung vor, da 
es das Darlehn als unverzinslich, mit 
einer fiktiven Laufzeit von zwölf Jah-
ren beurteilte.

Dem widersprach der Bundesfinanz-
hof. Nach seinem Urteil ist ein  
Darlehn verzinslich, wenn eine Zins-
vereinbarung getroffen wurde. Ent-
scheidend hierfür ist dabei der Zeit-
punkt der Vereinbarung. Die Höhe 
des Zinssatzes und der Zeitpunkt 
der Zinszahlung sind für die Beur-
teilung ohne Bedeutung.

Verfahren vor dem Bundes-
finanzhof zur Ermittlung  
eines Veräußerungsge-
winns bei teilentgeltlichen 
Übertragungen („Trennungs- 
theorie“) eingestellt

Die Übertragung eines einzelnen 
Wirtschaftsguts erfolgt – sofern die 
Besteuerung der stillen Reserven  
sichergestellt ist – grundsätzlich zum 
Buchwert im Zeitpunkt der Übertra-
gung, soweit ein Wirtschaftsgut un-
entgeltlich oder gegen Gewährung 
oder Minderung von Gesellschafts-
rechten u. a. aus einem Betriebsver-
mögen des Mitunternehmers in das 
Gesamthandsvermögen einer Mit-
unternehmerschaft übertragen wird  
(§ 6 Abs. 5 Satz 3 Nr. 1 i. V. m. Satz 

1 EStG). Umstritten hingegen ist die 
Behandlung teilentgeltlicher Übertra-
gungen einzelner Wirtschaftsgüter 
des Betriebsvermögens unter Betei-
ligung von Mitunternehmerschaften. 
Die Finanzverwaltung teilt in diesen 
Fällen den Vorgang in ein voll unent-
geltliches und ein voll entgeltliches 
Geschäft auf und ordnet den Buch-
wert anteilig den beiden Teilen des 
Geschäfts zu. Hierdurch ergibt sich 
aus dem entgeltlichen Teil des Ge-
schäfts stets eine gewisse Gewinn-
realisierung.

Aufgrund divergierender Rechtsauf-
fassungen verschiedener Senate 
des Bundesfinanzhofs wurde für 
eine letztendlich verbindliche Ent-
scheidung der Große Senat des 
Bundesfinanzhofs (BFH, Beschl. v. 
27.10.2015, X R 28/12, BFH/NV 
2016, S. 310, i. V. m. BFH, Beschl. v. 
30.10.2018, GrS 1/16, BFH/NV 
2019, S. 77) angerufen. Nach Erledi-
gung der Hauptsache und Aufhe-
bung des Vorlagebeschlusses ist der 
Rechtsgrund für eine Entscheidung 
des Großen Senats des Bundes- 
finanzhofs in dieser Sache jedoch 
nunmehr entfallen. Es bleibt daher 
abzuwarten, wie die Finanzverwal-
tung hierauf reagiert.

Wirtschaftliche Zurechnung 
eines Mitunternehmeranteils

B war alleiniger Kommanditist der A- 
GmbH & Co. KG (A KG) und alleini-
ger Gesellschafter deren Komple-
mentärin, der A-GmbH. Im Jahr 1998 
verkaufte B 49 % seiner Anteile an 
der A-KG und an der A-GmbH an die 
C-GmbH. Seine verbliebenen Antei-
le brachte er in die B-GmbH ein, die 
diese so weit veräußerte, dass ihr 
noch ein Anteil von 20 % an der A-
GmbH und von 1 % an der A-KG ver-
blieben. Im Jahr 2003 veräußerte die 
B-GmbH die verbliebenen Beteili-
gungen an die C-GmbH.

Das Finanzamt bezog den Gewinn 
der B-GmbH aus der letzten Veräu-
ßerung in die Berechnung des Ge-
werbeertrags der A-KG ein.

Das hat der Bundesfinanzhof (BFH, 
Urt. v. 20.09.2018, IV R 39/11, BFH/
NV 2019, S. 160) bestätigt. Die B-
GmbH war als zivilrechtliche Gesell-
schafterin bis zur Veräußerung ihres 
1 %-Anteils Mitunternehmerin an der 
A KG. Nur wenn die C-GmbH als Er-
werberin rechtsgeschäftlich eine auf 
den Erwerb des Anteils gerichtete 
rechtlich geschützte Position erwor-
ben hätte, die ihr gegen ihren Willen 
nicht mehr entzogen werden konnte 
und zudem Mitunternehmerrisiko und 
-initiative vollständig auf sie überge-
gangen wäre, hätte die B-GmbH ihre 
Mitunternehmerstellung bereits vor 
2003 aufgegeben.

Auch der Gewinn aus der Veräuße-
rung der restlichen Beteiligung an 
der A-GmbH unterlag der Gewerbe-
steuer, da diese gewillkürtes Son-
derbetriebsvermögen II der B-GmbH 
bei der A-KG war.

Hinweis: Erst seit einer Gesetzes-
änderung im Jahr 2002 unterliegen 
Gewinne aus der Veräußerung von 
Mitunternehmeranteilen der Gewer-
besteuer. Die mit der gesetzlichen 
Neuregelung verbundene Rückwir-
kung ist verfassungsrechtlich nicht 
zu beanstanden (BVerfG, Urt. v. 
10.04.2018, 1 BvR 1236/11, BStBl 
2018 II, S. 303).

Vermieter muss keine  
Fenster putzen

Der Bundesgerichtshof (BGH, Be-
schl. v. 21.08.2018, VIII ZR 188/16) 
hat sich mit der Frage beschäftigt, ob 
ein Mieter vom Vermieter die Reini-
gung von Fenstern verlangen kann, 
die sich nur zum Teil öffnen lassen.

Nach Auffassung des Gerichts ob-
liegt die Reinigung der Flächen einer 
Mietwohnung einschließlich der Au-
ßenflächen der Wohnungsfenster, zu 
denen auch etwaige nicht zu öffnen-
de Glasbestandteile sowie die Fens-
terrahmen gehören, grundsätzlich 
dem Mieter. Der Vermieter schuldet 
dem Mieter demnach keine Erhal-
tung der Mietsache in einem gerei-
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nigten Zustand. Entsprechende Rei-
nigungsmaßnahmen sind nicht Be- 
standteil der Instandhaltungs- oder 
Instandsetzungspflicht des Vermieters.

Fühle sich ein Mieter zur Reinigung 
nicht in der Lage, kann er sich pro-
fessioneller Hilfe bedienen. Etwas 
anderes kommt nur in Betracht, 
wenn die Parteien eine abweichende 
vertragliche Regelung getroffen ha-
ben. Dies war im entschiedenen Fall 
aber nicht geschehen.

Feststellung der Ausgangs-
lohnsumme und der Zahl 
der Beschäftigten für Zwe-
cke der Schenkungsteuer

Ein Vater schenkte seiner Tochter 
2012 Anteile an der A-GmbH, die als 
Holdinggesellschaft an mehreren 
Kapitalgesellschaften beteiligt war. 
Zur Berücksichtigung des Verscho-
nungsabschlags, der die Schenkung 
zu 85 % steuerfrei stellt, war nach 
Auffassung des Finanzamts die sog. 
Ausgangslohnsumme festzustellen. 
Demnach entfiele der Verschonungs-
abschlag anteilig, wenn die Summe 
der Lohnsummen innerhalb fünf Jah-
ren nach der Schenkung die Min-
destlohnsumme von 400 % der Aus-
gangslohnsumme unterschritt. Die 
A-GmbH meinte, sie sei als Kleinbe-
trieb von der Lohnsummenregelung 
auszunehmen, weil sie weniger als 
20 Beschäftigte hatte (§ 13a Abs. 1 
Satz 4 ErbStG a. F.).

Der Bundesfinanzhof (BFH, Urt. v. 
05.09.2018, II R 57/15, BFH/NV 
2019, S. 75) entschied, dass das Fi-
nanzamt die Ausgangslohnsumme 
zutreffend festgestellt hatte. Das Ge-
richt wies zudem darauf hin, dass es 
sich bei der Feststellung der Aus-
gangslohnsumme und der Feststel-
lung der Anzahl der Beschäftigten 
um zwei getrennte Beurteilungen 
handelt. Nur aus der Feststellung ei-
ner Ausgangslohnsumme lässt sich 
daher i. d. R. nicht herleiten, ob der 
Betrieb mehr als 20 Beschäftigte hat 
und die Steuerbefreiung daher der 
Lohnsummenbeschränkung unterliegt.

Hinweis: Das Erbschaftsteuer- und 
Schenkungsteuergesetz hat nicht 
zuletzt im Zuge der umfassenden 
Reform 2016 weitreichende Ände-
rungen erfahren. Es empfiehlt sich 
daher generell, stets auch einen 
Steuerberater hinzuzuziehen.

Nichterfassung eines in der 
Einkommensteuererklärung 
erklärten Veräußerungsge-
winns als offenbare Unrich-
tigkeit

Ein Steuerpflichtiger erklärte in  
seiner Einkommensteuererklärung 
einen Verlust als Mitunternehmer 
und einen Gewinn aus der Veräuße-
rung von Anteilen an Kapitalgesell-
schaften. Das Finanzamt ließ bei der 
Veranlagung den Verlust wegen feh-
lender Feststellungs-Mitteilung un-
berücksichtigt und vermerkte dies 
entsprechend in der Akte. Der Ver-
äußerungsgewinn blieb ebenfalls 
außer Ansatz; jedoch ohne dass ein 
Vermerk erfolgte. Auch der Steuer-
bescheid enthielt lediglich einen Hin-
weis auf die fehlende Verlustfest-
stellung. Zum fehlenden Gewinn 
hingegen gab es keine Aussage. 
Erst drei Jahre später bemerkte das 
Finanzamt den Fehler.

Das Thüringer Finanzgericht (Thü-
ringer FG, Urt. v. 31.01.2018, 3 K 
480/17, (Rev. eingel., Az. BFH: IX R 
29/18), EFG 2018, S. 1235) ent-
schied, dass es sich bei der Nichtbe-
rücksichtigung des erklärten Veräu-
ßerungsgewinns um eine offenbare 
Unrichtigkeit handele, aufgrund derer 
das Finanzamt den formell bestands-
kräftigen Bescheid ändern durfte. 
Hierfür muss es sich um einen Fehler 
handeln, der in einem sonstigen un-
bewussten, gedankenlos-gewohn-
heitsmäßigen, unwillkürlichen Vertun 
besteht, z. B. einem Übersehen, fal-
schen Ablesen, falschen Übertragen, 
Vertauschen oder Vergessen. Auf 
ein Verschulden kommt es nicht an.

Im entschiedenen Fall sei bereits für 
unvoreingenommene Dritte ersicht-

lich gewesen, dass der Veräuße-
rungsgewinn ohne erkennbaren 
Grund unerfasst geblieben war. Dies 
ergebe sich daraus, dass der Verlust 
mit einem Vermerk gewürdigt wor-
den war, während sich zu dem Ge-
winn keine Erläuterungen im Be-
scheid fanden.

Der Bundesfinanzhof muss abschlie-
ßend entscheiden.

Aufteilung der Steuerschuld 
auch bei Steuererstattungs-
anspruch zusammenveran-
lagter Eheleute zulässig

Werden Eheleute zusammen zur 
Einkommensteuer veranlagt, ist je-
der Ehegatte bis zur vollständigen 
Zahlung der Steuern Gesamtschuld-
ner (§ 44 AO). Das bedeutet, dass 
das Finanzamt rückständige Steuern 
von jedem Ehegatten verlangen 
kann. Allerdings kann jeder Ehegatte 
die Aufteilung der Steuerschuld be-
antragen. Dafür ist die festgesetzte 
Steuer zunächst nach dem Verhält-
nis der Beträge aufzuteilen, die sich 
bei Einzelveranlagung ergeben wür-
den (§ 270 AO). Hierauf sind Steuer-
abzugsbeträge, wie z. B. Lohnsteuern 
und getrennt festgesetzte Steuervor-
auszahlungen jedes Ehegatten, an-
zurechnen (§ 276 Abs. 3 AO).

Der Aufteilungsantrag kann auch ge-
stellt werden, wenn sich aus der Ver-
anlagung ein Erstattungsanspruch 
ergibt und das Finanzamt mit Steu-
erschulden eines Ehegatten aufrech-
nen will (§ 226 AO) [BFH, Beschl. v. 
02.10.2018, VII R 17/17, BFH/NV 
2019, S. 4].

Tipp: Befürchtet ein Ehegatte, dass 
das Finanzamt das gemeinsame Ein- 
kommensteuerguthaben mit Steuer-
schulden des Ehepartners aufrechnen 
will, sollte frühzeitig überprüft werden, 
ob ein Aufteilungsantrag sinnvoll ist. 
Der Antrag kann nur zwischen Be-
kanntgabe des Steuerbescheids und 
vor vollständiger Tilgung der Steuer-
schulden gestellt werden.
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Nachweisanforderungen 
für den Vorsteuerabzug

Ein rumänischer Investor errichtete 
2006 in Rumänien eine Wohnanlage 
mit 90 Apartments. Seine Umsätze 
überstiegen im Streitjahr 2006 die ru-
mänische Kleinunternehmergrenze. 
Damit wurde er rückwirkend mehr-
wertsteuerpflichtig.

Obwohl er nicht mehr im Besitz der 
Originalrechnungen war, verlangte 
der Investor den Vorsteuerabzug. Er 
sei nach rumänischem Recht als 
Kleinunternehmer nicht verpflichtet 
gewesen, die Belege aufzubewah-
ren. Zudem hätte er die Mehrwert-
steuer für die an ihn erbrachten Leis-
tungen gezahlt. Mangels Original- 
rechnungen seien die Finanzbehör-
den gehalten, die gezahlten Beträge 
durch ein Sachverständigengutachten 
zu bestimmen.

Das lehnte der Gerichtshof der Euro-
päischen Union (EuGH, Urt. v. 21.11. 
2018, C 664/16, BB 2018, S. 2901) 
(EuGH) ab. Ein Vorsteuerabzug ist 
nicht allein auf Grundlage einer 
Schätzung möglich. Der Unterneh-
mer muss durch objektive Nachweise 
belegen, dass andere Unternehmer 
ihm tatsächlich Gegenstände gelie-
fert oder Dienstleistungen erbracht 
haben, die seinen der Mehrwertsteu-
er unterliegenden Umsätzen dienten 
und dass er dafür die Mehrwertsteuer 
tatsächlich bezahlt hat.

Der EuGH bestätigte insoweit seine 
Rechtsauffassung, dass der Besitz 
einer Rechnung für den Vorsteuer-
abzug formal erforderlich ist. Aus-
nahmen sind nur in besonders gela-
gerten Einzelfällen möglich.

Umsatzsteuerentstehung 
bei Sollbesteuerung

Grundsätzlich entsteht die Umsatz-
steuer mit Ablauf des Voranmel-
dungszeitraums, in dem die Leistung 
ausgeführt wurde (Sollbesteuerung). 
Auf die Zahlung des Entgelts kommt 
es dabei nicht an. Das führt dazu, 

dass der leistende Unternehmer die 
Umsatzsteuer vorfinanzieren muss, 
wenn er das Entgelt bis zur Fälligkeit 
der Umsatzsteuer noch nicht verein-
nahmt hat.

Eine Spielervermittlerin, die im be-
zahlten Fußball tätig war, erhielt Pro-
visionszahlungen in Raten auf die 
Laufzeit der Arbeitsverträge vermit-
telter Spieler verteilt. Es stellte sich 
die Frage, ob die Vermittlerin die 
Umsatzsteuer im Jahr der Vermitt-
lung versteuern und damit vorfinan-
zieren musste, oder in den Jahren, in 
denen sie die Zahlungen erhielt.

Der Gerichtshof der Europäischen 
Union (EuGH, Urt. v. 29.11.2018,  
C 548/17, DB 2018, S. 3103) ent-
schied, dass die Umsatzsteuer mit 
Ablauf des Zeitraums entsteht, auf 
den sich die geleisteten Zahlungen 
beziehen. Dienstleistungen sind im 
Ausgangsfall dann bewirkt, wenn sie 
zu aufeinanderfolgenden Abrech-
nungen oder Zahlungen Anlass ge-
ben. Ob das im konkreten Fall so ist, 
muss der Bundesfinanzhof nun prü-
fen. Insbesondere wird es darum ge-
hen, ob nur eine einzelne Leistung 
erbracht wurde, die in Raten bezahlt 
wurde, oder ob bei einem prämien-
abhängigen Spielergehalt tatsäch-
lich aufeinanderfolgende Leistungen 
vorliegen.

Hinweis: Der Entscheidung ist auch 
über die Spielervermittlung hinaus 
weitreichende Bedeutung beizumes-
sen. Sie sollte in sämtlichen Fällen 
von Ratenzahlungsgeschäften be-
achtet werden.

Für Vorsteuerzwecke zu 
beachten: Frist zur  
Zuordnungsentscheidung 
von gemischt genutzten 
Leistungen zum Unterneh-
men endet am 31. Juli

Bei gemischt genutzten Eingangs-
leistungen ist es für den Vorsteuer-
abzug entscheidend, in welchem 
Umfang eine Zuordnung zum unter-

nehmerischen Bereich vorliegt. Nur 
wenn eine zumindest teilweise Zu-
ordnung zum Unternehmensvermö-
gen erfolgt, ist grundsätzlich der Vor-
steuerabzug und in späteren Jahren 
gegebenenfalls eine Vorsteuerbe-
richtigung möglich.

Ein Unternehmer hat insbesondere 
dann bestimmte Zuordnungswahl-
rechte, wenn er Gegenstände be-
zieht, die er teilweise unternehme-
risch und teilweise nichtunterneh- 
merisch zu verwenden beabsichtigt.

Handelt es sich bei der teilweisen 
nichtunternehmerischen Verwendung 
um eine nichtwirtschaftliche Tätigkeit 
im engeren Sinne (z. B. ideelle, un-
entgeltliche Tätigkeit eines Vereins), 
besteht grundsätzlich ein Auftei-
lungsgebot. Im Wege der Billigkeit  
ist eine Zuordnung im vollen Umfang 
zum nichtunternehmerischen Bereich 
möglich.

Handelt es sich bei der teilweise 
nichtunternehmerischen Verwendung 
hingegen um eine unternehmens-
fremde Tätigkeit (z. B. Entnahme für 
den privaten Bedarf des Unterneh-
mers), hat der Unternehmer in der 
Regel folgende Zuordnungswahl-
rechte:

•	 Der Gegenstand kann insgesamt 
der unternehmerischen Tätigkeit 
zugeordnet werden.

•	 Der Unternehmer kann den Ge-
genstand in vollem Umfang in sei-
nem nichtunternehmerischen Be-
reich belassen.

•	 Der Gegenstand kann im Umfang 
der tatsächlichen (ggf. zu schät-
zenden) unternehmerischen Ver-
wendung seiner unternehmerischen 
Tätigkeit zugeordnet werden.

Für eine Zuordnung zum unterneh-
merischen Bereich bedarf es weiter-
hin mindestens einer 10 %-igen un-
ternehmerischen Nutzung.

Wichtig ist, dass eine Zuordnungs-
entscheidung zum Unternehmens-
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vermögen mit endgültiger Wirkung 
bis spätestens zum 31. Juli des 
Folgejahrs erfolgt sein muss (Ab-
schnitt 15.2c UStAE i. V. m. § 149 
Abs. 2 Satz 1 AO). Die Frist gilt un-
abhängig von einer etwaigen verlän-
gerten Abgabefrist für die Steuerer-
klärung. Wird die Frist versäumt, ist 
im Zweifel eine spätere Zuordnung 
zum Unternehmensvermögen aus-
geschlossen. Ein Vorsteuerabzug 
sowie gegebenenfalls eine Korrektur 
in späteren Jahren sind nicht mehr 
möglich.

Für Zuordnungen, die den Veranla-
gungszeitraum 2018 betreffen, muss 
bis zum 31. Juli 2019 eine Zuord-
nungsentscheidung erfolgt sein. Tei-
len Sie diese in Zweifelsfällen zur 
Sicherheit dem Finanzamt schriftlich 
mit. Sprechen Sie hierzu rechtzeitig 
Ihren Steuerberater an (BMF, Schr. 
v. 14.12.2018, III C 3 – S 7015/17/ 
10002, BStBl 2018 I, S. 1402).

Berichtigung des Vorsteuer- 
abzugs trotz Nichterklärung 
von Umsatzsteuer und kor-
respondierender Vorsteuer 
möglich

Im Zusammenhang mit einem Grund- 
stückserwerb geltend gemachte Vor-
steuerbeträge sind zu berichtigen, 
wenn sich die für den ursprünglichen 
Vorsteuerabzug maßgeblichen Ver-
hältnisse – beispielsweise der Um-
fang der steuerpflichtigen Vermie-
tung – innerhalb von zehn Jahren 
ändern.

Weil ein Vermieter sein Grundstück, 
das er 2007 erworben und seitdem 
zu 71 % steuerpflichtig vermietet 
hatte, ab 2015 nur noch zu 28 % 
steuerpflichtig vermietete, berichtigte 
das Finanzamt im Umsatzsteuerbe-
scheid 2015 die Vorsteuer aus der 
Anschaffung des Grundstücks. Da-
gegen wehrte sich der Vermieter. 
Denn einen ursprünglichen Vorsteuer-
abzug, der korrigiert werden könne, 
habe er für das Jahr 2007 gar nicht 
vorgenommen. In seiner damaligen 
Umsatzsteuererklärung habe er ver-
sehentlich weder die von ihm ge-
schuldete Umsatzsteuer (Umkehr 
der Steuerschuldnerschaft) noch die 
korrespondierende Vorsteuer ange-
geben.

Das sei auch unerheblich, entschied 
das Finanzgericht Düsseldorf (FG 
Düsseldorf, Urt. v. 28.09.2018, 1 K 
1352/17, (Rev. eingel., Az. BFH: V R 
33/18), EFG 2018, S. 2002). Das Fi-
nanzamt habe die Umsatzsteuer 
2007 betragsmäßig zutreffend fest-
gesetzt. Hierfür sei der Saldo aus 
der geschuldeten Umsatzsteuer und 
dem gleichhohen Vorsteuerabzug 
entscheidend, auch wenn der Ver-
mieter diese Beträge nicht erklärt 
habe. Die Berichtigung des Vorsteu-
erabzugs durch das Finanzamt sei 
daher rechtmäßig gewesen.

Der Bundesfinanzhof muss abschlie-
ßend entscheiden.

Aufspaltung einer unter-
nehmerischen Tätigkeit zur 
mehrfachen Inanspruch-
nahme der Kleinunterneh-
merregelung

Eine GmbH hatte sich an insgesamt 
sechs GmbH & Co. KGs (KGs) als 
Kommanditistin beteiligt. Die KGs 
hatten weder eigene Angestellte, 
noch Sachanlagevermögen. Sie er-
brachten Leistungen, wie die Verbu-
chung laufender Geschäftsvorfälle, 
die bis zur Gründung der KGs in-
haltsgleich von der GmbH direkt an 
diese Kunden erbracht worden wa-
ren. Die Kunden waren sämtlich 
nicht zum Vorsteuerabzug berech-
tigt. Die Umsätze der einzelnen KGs 
blieben jeweils unterhalb der Klein-
unternehmergrenze. Das Finanzamt 
vertrat die Auffassung, es läge eine 
missbräuchliche Gestaltung vor und 
rechnete die Umsätze und Gewinne 
der GmbH zu.

Dem widersprach der Bundesfinanz-
hof (BFH, Urt. v. 11.07.2018, XI R 
26/17, DStR 2018, S. 2575). Ob-
gleich er ebenfalls die durch die Ge-
staltung bezweckte Inanspruchnah-
me der Kleinunternehmerregelung 
durch die KGs als missbräuchlich 
bewertete, waren die Umsätze der 
KGs nicht der GmbH zuzurechnen. 
Mit der planmäßigen Aufspaltung 
und künstlichen Verlagerung von 
Umsätzen auf die KGs mit dem Ziel, 
so die Kleinunternehmergrenze je-
weils nicht zu überschreiten, wird der 
Vereinfachungszweck verfehlt und 
die Regelung missbräuchlich in An-
spruch genommen. In der Folge ist 
den KGs daher eine Inanspruchnah-
me der Kleinunternehmerregelung 
zu versagen.
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Veranstaltungstermine von und mit DORNBACH

10. April 2019

BERGISCH GLADBACH: Compliance – wie Management Systeme den Mittelstand vor Fehlern bewahren 
können

Die meisten Unternehmer wähnen sich als „compliant“, also im Einklang mit rechtlichen Anforderungen. Tat- 
sache ist jedoch, dass vor allem bei Steuern wie der Umsatzsteuerbefreiung noch Fehler passieren, die von  
den Finanzbehörden sogar als Straftat gewertet werden können. Um dies zu vermeiden, sind sogenannte Tax 
Compliance Management Systeme für die innerbetriebliche Kontrolle der Steuerkonformität hilfreich. Außerdem 
sorgen sie für eine Entlastung der Mitarbeiter. Wir erklären anhand konkreter Beispiele, wie ein solches System 
aussehen kann und was – je nach Unternehmen – bei der Implementierung dringend zu beachten ist.

21. Mai 2019

MÜNCHEN: Compliance in kommunalen Unternehmen 2019

Compliance bedeutet die Einhaltung aller vom Unternehmen und seinen Mitarbeitern zu beachtenden Rechts-
vorschriften, dies gilt auch für kommunale Unternehmen. Können Sie sicherstellen, dass alle Regelverstöße in 
Ihrer Organisation vermieden werden? Sichern Sie Ihr kommunales Unternehmen ab? Nehmen Sie die Heraus-
forderung an! Ausgewiesene Experten verschaffen Ihnen Kenntnisse zu den grundlegenden Anforderungen an 
die kommunale Compliance. Das Seminar zeigt Ihnen, wie Sie ein funktionierendes Compliance-System 
etablieren und in Ihre sowie in die Arbeit Ihrer Mitarbeiter integrieren.

23. Mai 2019

KOBLENZ: DORNBACH FORUM INTERNATIONAL 2019

In welchen Fällen darf die deutsche Muttergesellschaft ihrer EU-Tochtergesellschaft ein zinsloses Darlehen zur 
Verfügung stellen? Vereinfacht oder verkompliziert sich das Erstellen einer Verrechnungspreisdokumentation 
durch den Wegfall der Hybridunternehmen? Wie sehen „carrot and stick“ für Steuerausländer in Italien aus? 
Welche ertrag- und schenkungsteuerlichen Konsequenzen drohen, wenn ich meiner in der Schweiz ansässigen 
Tochter Anteile an meiner GmbH schenke? Sollte ich meine Finca auf Mallorca nun verkaufen, vermieten oder 
weiter ausschließlich selbst nutzen? Was muss ich tun, wenn meine Mitarbeiter in den Niederlanden tätig 
werden sollen? 

Sie haben Fragen? Wir haben Antworten. Zusammen mit Rolf Schreiber und unseren ausländischen Koopera-
tionspartnern aus Italien, Spanien und den Niederlanden begeben wir uns mit Ihnen auf eine Reise durch das 
Internationale Steuerrecht mit vielen Überraschungen.

Detaillierte Informationen zum Veranstaltungsort, Ablauf und zur Anmeldung finden Sie auf unserer  
Homepage www.dornbach.de unter Aktuelles/Veranstaltungen oder Sie wenden sich direkt an 

Frau Lydia Schmidt, PR- und Marketing-Referentin  
Telefon: +49 261 94 31 - 438  •  Mail: lschmidt@dornbach.de


